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@@SDN HaraldBurkhart
Pressemitteilung vom 17.07.2003

Stabilisierung der Kommunalfinanzen dringend erforderlich

Bad Bellingen. In einer Resolution hat heute der Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg die Bundesregierung und die Landesregierung dringend zu einer Stabilisierung der Kommunalfinanzen aufgefordert.

Die Resolution hat folgenden Wortlaut:

1. Vorziehen der Steuerreformstufe 2005 auf 2004

Das Vorziehen der Steuerreformstufe 2005 auf 2004 führt bei den Städten und Gemeinden im Land zu Einnahmeausfällen von rund 550 Millionen Euro. Das wird die Kommunen in der gegenwärtigen Haushaltssituation vollends handlungsunfähig machen. Der Gemeindetag verlangt für die Städte und Gemeinden eine Kompensation der Steuerausfälle.

2. Gewerbesteuer

Als Sofortmaßnahme muss die Erhöhung der Gewerbesteuerumlage auf das Niveau vor der Steuerreform zurück genommen werden.

Die Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer muss verbreitert, die Abhängigkeit kleinerer Städte und Gemeinden von wenigen Gewerbesteuerzahlern vermindert werden. Die Landesregierung steht mit ihrem Versuch alleine da, eine Modernisierung der Gewerbesteuer zu verhindern. Im Interesse der Kommunen des Landes sollte sie diese Position revidieren und konstruktiv an einer Gewerbesteuerreform mitarbeiten.

3. Finanzausgleich

Die baden-württembergischen Städte und Gemeinden werden übermäßig zum Länderfinanzausgleich herangezogen. Ihr Beitrag muss gesenkt und darf keinesfalls, wie von der Landesregierung für 2005 geplant, um 28 % erhöht werden. Der Kommunale Finanzausgleich 2004 darf nicht gekürzt werden.

4. Arbeitslosen- und Sozialhilfe

Die geplante Zusammenfassung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe darf nicht zulasten der Gemeinden gehen. Die Landesregierung sollte ihre Forderung nach einer Kommunalisierung der Arbeitslosenhilfe aufgeben. Notwendig ist in jedem Fall, dass sie die Kommunen des Landes vor einer finanziellen Überforderung durch den Bund schützt.

5. Konnexitätsprinzip

Das Konnexitätsprinzip („Wer bestellt, zahlt!“) muss im Bund Verfassungsgrundsatz und durchgehende Leitlinie der Politik von Bund und Land werden. Keine Aufgabenzuweisung an Kommunen ohne deren Einvernehmen.

In diesem Sinne ist auch die Landesverfassung zu ergänzen. Das Konnexitätsprinzip muss auch für Maßnahmen unterhalb von Gesetzen gelten: also auch für Richtlinien und Förderprogramme („Goldener Zügel“). Das Nachbarland Bayern ist hier voran gegangen.

6. Verwaltungsreform

Vor der Eingliederung von Landesbehörden in die Landratsämter müssen staatliche Aufgaben reduziert und überhöhte Standards abgebaut werden. Nur so kann die angestrebte „Effizienzrendite“ auf längere Sicht erreicht werden.

Die Entlastung des Landeshaushalts durch die Verwaltungsreform darf keinesfalls zulasten der Städte und Gemeinden (Kreisumlage) gehen. Alle Aufgaben müssen strikt finanzneutral auf die Kommunen übertragen werden.

Notwendig ist zudem eine Entlastung der Kommunalhaushalte von Sozialleistungen. Das gilt vor allem für die Eingliederungshilfe, ohne deren solide Finanzierung eine Reform im Bereich der Landeswohlfahrtsverbände nicht gelingen kann.
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